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- (2) Das Büro trägt diese Änderungen in das inter­
nationale Register ein, teilt sie seinerseits den Behörden 
der Vertragsländer mit und veröffentlicht sie in seinem
Blatt.

(3) Ebenso wird verfahren, wenn der Inhaber der 
internationalen Registrierung beantragt, das Verzeichnis 
der Waren oder Dienstleistungen einzuschränken, auf 
die sich die Registrierung bezieht.

(4) Für diese Amtshandlungen kann eine Gebühr er­
hoben werden, die durch die Ausführungsordnung fest­
gesetzt wird.

(5) Die nachträgliche Erweiterung des Verzeichnisses 
um eine neue Ware oder. Dienstleistung kann nur durch 
eine neue Hinterlegung nach den Bestimmungen des 
Artikels 3 vorgenommen werden.

(6) Der Erweiterung steht der Austausch einer Ware 
oder Dienstleistung durch eine andere gleich.

Artikel 9bls

(1) Wird eine im internationalen Register eingetra­
gene Marke auf eine Person übertragen, die in einem 
anderen Vertragsland als dem Land des Inhabers der 
internationalen Registrierung ansässig ist, so ist die 
Übertragung durch die Behörde dieses Landes dem 
Internationalen Büro mitzuteilen. Das Internationale 
Büro trägt die Übertragung in das Register ein, teilt sie 
den anderen Behörden mit und veröffentlicht sie in 
seinem Blatt. Wird die Übertragung vor Ablauf der 
Frist von fünf Jahren seit der internationalen Registrie­
rung vargenommen, so holt das Internationale Büro die 
Zustimmung der Behörde des Landes des neuen Inha­
bers ein und veröffentlicht, wenn möglich, das Datum 
und die Nummer der Registrierung der Marke in dem 
Land des neuen Inhabers.

(2) Die Übertragung einer, im internationalen Register 
eingetragenen Marke auf eine Person, die zur Hinter­
legung einer internationalen Marke nicht berechtigt 
ist, wird im Register nicht eingetragen.

(3) Konnte eine Übertragung im internationalen Regi­
ster nicht eingetragen werden, weil das Land des neuen 
Inhabers seine Zustimmung versagt hat oder weil die 
Übertragung zugunsten einer Person vorgenommen 
worden ist, die zur Einreichung eines Gesuchs um inter­
nationale Registrierung nicht berechtigt ist, so hat die 
Behörde des Landes des früheren Inhabers das Recht, 
vom Internationalen Büro die Löschung der Marke in 
dessen Register zu verlangen.

Artikel 9‘er
(1) Wird die Übertragung einer internationalen Marke 

nur für einen Teil der eingetragenen Waren oder 
Dienstleistungen dem Internationalen Büro mitgeteilt, 
so trägt dieses die Übertragung in sein Register ein. 
Jedes der Vertragsländer ist befugt, die Gültigkeit die­
ser Übertragung nicht anzuerkennen, wenn die Waren 
oder Dienstleistungen des auf diese Weise übertragenen 
Teils mit denen gleichartig sind, für welche die Marke 
zugunsten des Übertragenden eingetragen bleibt.
. (2) Das Internationale Büro trägt auch Übertragun­
gen der internationalen Marke ein, die sich nur auf 
eines oder auf mehrere der Vertragsländer beziehen.

(3) Tritt in den vorgenannten Fällen ein Wechsel des 
Landes des Inhabers ein, so hat die für den neuen Inha­
ber zuständige Behörde die nach Artikel 9bis erforder­
liche Zustimmung zu erteilen, wenn die internationale

Marke vor Ablauf der Frist von fünf Jahren seit der 
internationalen Registrierung übertragen worden ist.

(4) Die Bestimmungen der vorhergehenden Absätze 
Anden nur unter dem Vorbehalt des Artikels 6Quater der 
Pariser Verbandsübereinkunft zum Schutz des gewerb­
lichen Eigentums Anwendung.

Artikel 94uater

(1) Kommen mehrere Länder des besonderen Verban­
des überein, ihre Landesgesetze auf dem Gebiet des 
Markenrechts zu vereinheitlichen, so können sie dem 
Generaldirektor notiAzieren:

a) daß eine gemeinsame Behörde an die Stelle der 
nationalen Behörde jedes dieser Länder tritt und

b) daß die Gesamtheit ihrer Hoheitsgebiete für die 
vollständige oder teilweise Anwendung der diesem 
Artikel vorhergehenden Bestimmungen als ein 
Land anzusehen ist.

(2) Diese NotiAkation wird erst wirksam sechs Monate 
nach dem Zeitpunkt der Mitteilung welche der General­
direktor den anderen Vertragsländem darüber zugehen 
läßt.

Artikel 10
(1) a) Der besondere Verband hat eine Versamm­

lung, die sich aus den Ländern zusammen­
setzt, die diese Fassung des Abkommens rati- 
Aziert haben oder ihr beigetreten sind.

b) Die Regierung jedes Landes wird durch einen 
Delegierten vertreten, der von Stellvertretern, 
Beratern und Sachverständigen unterstützt 
werden kann.

c) Die Kosten jeder Delegation werden von der 
Regierung getragen, die sie entsandt hat, mit *■ 
Ausnahme der Reisekosten und der Auf­
enthaltsentschädigung für einen Delegierten 
jedes Mitgliedlandes, die zu Lasten des beson­
deren Verbandes gehen.

(2) a) Die Versammlung
i) behandelt alle Fragen betreffend die Er­

haltung und die Entwicklung des beson­
deren Verbandes sowie die Anwendung 
dieses Abkommens;

ii) erteilt dem Internationalen Büro Weisun­
gen für die Vorbereitung der Revisions­
konferenzen unter gebührender Berück­
sichtigung der Stellungnahmen der Län­
der des besonderen Verbandes, die diese 
Fassung des Abkommens weder ratiff- 
ziert haben noch ihr beigetreten sind;

iii) ändert die Ausführungsordnung und setzt 
die Höhe der in Artikel 8 Absatz (2) ge­
nannten Gebühren und der anderen Ge­
bühren für die internationale Registrie­
rung fest;

iv) prüft und billigt die Berichte und die Tä­
tigkeit des Generaldirektors betreffend 
den besonderen Verband und erteilt ihm 
alle zweckdienlichen Weisungen in Fra­
gen, die in die Zuständigkeit des beson­
deren Verbandes fallen;

v) legt das Programm fest, beschließt den 
'Dreijahres-Haushaltsplan des besonderen 
Verbandes und billigt seine Rechnungs­
abschlüsse;


